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„ . fur die 5 u, 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
VVV | 
(No. 753.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten Juni 1822., die Vollſtreckung der Exe⸗ 
ea kution aus Zivil ⸗Erkenntniſſen gegen Militair⸗Perſonen betreffend. 


Auf die Anfrage: wie nach der veraͤnderten Organiſation der Gendarmerie, 


die Exekution aus Zivil⸗Erkenntniſſen gegen Perſonen zu vollſtrecken ſey, bei wel⸗ 
chen bisher Militair⸗Exekution ſtatt fand? beſtimme Ich: daß dieſe Exekution, 


ſung davon zu benachrichtigen ift, ſich bei Vermeidung der geſetzlichen Folgen, 


nach der Verfügung des Zivilgerichts zu achten. Ich trage Ihnen auf, dieſe 


Beſtimmung bekannt zu machen. c 
Potsdam, den Aten Juni 1822. nz 33 
5 Friedrich Wilhelm. 
An f f 
die Staatsminiſter von Kircheiſen und von Hake. 


—ů——— 


(No, 754.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom sten September 1822., wegen Vollſtreckung 


der Exekution aus Zibil⸗Erkenntniſſen gegen Militair-Perſonen in den 
Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsord⸗ 
nung noch nicht eingeführt ſind. 0 e i 


Dic Meinen Kahinetsbefehl vom Aten Juni dieſes Jahres iſt bereits die 
Anordnung getroffen worden, daß die Exekution aus Zivil⸗Erkenntniſſen gegen 
Perſonen, bei welchen bisher Militair⸗Exekution ſtatt fand, ſo weit dieſe nicht 
Gehaltsabzuͤge betrifft, durch die Juſtizbehoͤrden, vor welchen die Schuldner in 


Zivil⸗Prozeßſachen ihren Gerichtsſtand haben, vollſtreckt werden ſollen. Damit 


nun durch die Ausführung dieſes Befehls in den Provinzen, wo das Allgemeine 
Jahrgang 1822, Hh Land⸗ 


Glusgegeben zu Berlin den sten Oktober 18220 


me * 


Landrecht und die Allgemeine Gerichtsebuung. noch nicht eingeführt ſind, keine 


Verſchiedenheit im Rechtsverhaͤl a der Militairperſonen zu den Glaͤubigern her⸗ 
vorgebracht werde; ſo verordne Ich, daß die Zivilgerichte in den vorbezeichneten 
Provinzen bei Bollſtreckung der Exekutionen die Vorſchriften des Anhanges zur 
Allgemeinen Gerichtsordnung im H. 155. und in den §§. 105. vie: 170, ein⸗ 

ſchließlich, beobachten follen. 

Ich beauftrage Sie, Meinen Rabinetsbefeht vom Aten Juni dieſes Jah⸗ 
res, und den gegenwaͤrtigen, nebſt einem Extrakt aus dem Anhange zur Allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung, welcher die §. 155. und 165. bis 170. enthaͤlt, 
durch die Allgemeine Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den Sten September 1822. 


5 Friedrich 3 | 
An d 


die Staatsmimiſter von Kirchelfen und von Hake. 


ert ta kt N 
aus Penk Ampange at Allgemeinen Gerichtsordnung. 


§. 155. 8 m 
a, Mobiliare dienſtthuender Offiziere, welches ſich an dem Orte befindet, ) 


woſelbſt der Schuldner in Garniſon ſtehet, kann keiner Exekution oder Auspfän- 
dung unterworfen werden. Dieſes gilt auch von dem Mobiliare der auf halben 
Sold ſtehenden Offiziere, wenn ſie ſich an Orten aufhalten, welche ihnen zum 
Genuß von Servis und Brod angewieſen, u und die A gewiſſermaaßen als 
ihre Garniſon zu betrachten ſind. 

ER Ausſtehende Forderungen, oͤffentliche Papiere, . baares Geld, 
goldene, filberne und andere Medaillen, Juwelen und Kleinodien, welche ein 
Offizier befiet, find in keinem Falle von der Exekution und Auspfaͤndung be⸗ 
freiet. Jedoch muß der Schuldner darüber, ob er dergleichen beſitze, vorher 
vernommen, und bei vorhandenem Zweifel zum Manifeſſgkionseide verſtattet 
werden. 

en 


ſcrnten Host: 
1 Saͤmmtlichen Genese eine ei „Staabs⸗ Offi⸗ 


zieren, und den l une Eskadrons⸗ Chefs muͤſſen, bei Gehalls⸗ 5 f | 


abzu⸗ 


* 


* 


u en 


abzuͤgen zur Befriedigung der Glaͤubiger, von ihrem jaͤhrlichen Gehalte 
400 Rthlr. frei bleiben, und nur von dem, den Betrag von 400 Rthlr. 
uͤberſteigenden Gehalte, kann die Hälfte von den Gläabigern in Beſchlag 
genommen werden. Einer Anfrage bei Seiner Königlichen Majeſtaͤt über 
dieſe Abzuͤge, bedarf es in keinem Falle. 
2) Eben dies findet auch bei allen Offizieren, welche Penſion oder Warte⸗ 
geld genießen, oder auf halbes Gehalt geſetzt ſind, ſtatt. f 
3) Was die den Subaltern⸗Offizieren zu machenden Gehaltsabzuͤge betrifft, 
fo konnen bei der Infanterie einem Faͤhnrich und Sekonde⸗Lieutenant nicht 
mehr als 2 Rthlr., einem Premier⸗Lieutenant aber 3 Rthlr., und bei der 
Kavallerie einem Kornet und Sekonde-Lieutenant 3 Rthlr., und einem 
Premier⸗Lieutenant hoͤchſtens 4 Rthlr. monatlich abgezogen werden. 
f 166. 
Die Abzuͤge, welche einem Offizier zur Deckung und Wiedererſtattung der 


ihm aus den Regiments⸗ und Bataillonskaſſen geſetzmaͤßig vorgeſchoſſenen Equi⸗ 


pagegelder gemacht werden, haben vor allen uͤbrigen ſelbſt früher kontrahirten 

Schulden den Vorzug, und muͤſſen ungetheilt den Darleihern verabfolgt werden. 
9:23:10 a 

Bei den Generalen und andern Offizieren höheren Ranges, muͤſſen die 

ihnen fuͤr ihre Dienſtverhaͤltniſſe bewilligten ſogenannten Tafelgelder und ſonſti⸗ 

gen Zulagen, welche nicht mit zum eigentlichen Gehalte gehören, von den Ab⸗ 

zuͤgen behufs der Bezahlung von Schulden ausgeſchloſſen werden. Eben fo 


bleibt in Abſicht ſaͤmmtlicher Offiziere der Servis, weil ſolcher ſtatt der Natural⸗ 
Einquartierung gezahlt wird, von den Abzuͤgen ausgeſchloſſen. 


| $: 168. 
Sowohl Militairperfonen, als Zivilbeamte und Penſioniſten, müſſen ſich 


N Abzuͤge bis zur Haͤlfte ihres ganzen Gehalts, Wartegelds oder Penſton ohne 
Unterſchied des Betrages gefallen laſſen, wenn es auf Entrichtung laufender 
Alimente ankommt. 8 an 


Fe K 169. 
Die in Abſicht der Beſchlagnahme von Beſoldungen und Penſionen vor⸗ 


geſchriebenen Einſchraͤnkungen, finden bei ſolchen Schulden keine Anwendung, 


welche aus unerlaubten Handlungen entſtanden ſind; vielmehr ſoll bei Schulden 
dieſer Art, der Schuldner ſey eine Militairperſon oder ein Zivilbeamter, die Exe⸗ 
kution ohne Ruͤckſicht auf einen dem Schuldner ſonſt zu feiner Subſiſtenz zu be⸗ 
laſſenden Theil ſeines Einkommens vollſtreckt werden. 
. 5 222 . 170. 
Kurrente öffentliche Abgaben, find ohne Unterſchied der höherm oder nie 


drigern Beſoldung oder Penſion, durch deren Beſchlagnahme von Militairper⸗ 


ſonen 
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ſonen und Zivilbeamten oder Penſioniſten einzuziehen. Wenn aber andere Glaͤu⸗ 


biger auf ſolche Beſoldungen und Penſionen ſchon Beſchlag gelegt haben, ſo 


wird nur die eine Haͤlfte der zu entrichtenden Abgaben von dem freien Antheil 
des Beſoldeten oder Penſioniſten, die andere Halfte aber von dem den Glaͤubi⸗ 
gern angewieſenen Antheil dergeſtalt erhoben, daß letztere bis zur - der 
öffentlichen RR en muͤſſen. 


Ä — 


(No. 755.) Tarif zur Erhebung der Kanal⸗ Gefaͤlle bei der Bielawer⸗, Gromader⸗, der 
- Bromberger Stadt- und den Bromberger e Vom 16 ten 
Sul 5 5 


N f 3 
10 Von einem beladenen Kahn für jede Schleufe....| — 25 — 
2) Von einem unbeladenen Kahn für jede Schleuſe . — 7708 
Fiſcherkaͤhne, Anhänge, Handkaͤhne ꝛc. ſollen el 
durchpaſſiren, wenn ſie mit größeren Kaͤhnen zu: 
gleich ſchleuſen; verlangen fie einen beſonderen Auf⸗ > 
zug, fo zahlt jeder für die Schleuſee — 7:21:76 
3) Holz in Floͤßen, es ſey nun in Boden, Tafeln, Pletzen, 

Karinen oder auf irgend eine andere Weiſe verbun⸗ 

den, jedes Stuͤck für jede Schleuſ c. — — 8 


Dieſe Kanal⸗ ⸗Abgabe wird nach der Beſtimmung des Edikts vom IIten 
Juni 1816. $. 5. allein vom Schiffer entrichtet, ohne daß er dafuͤr dem Eigen⸗ 
thuͤmer der Waaren nach beendigter Fahrt etwas anrechnen kann, indem es ihm 
uͤbrigens unbenommen bleibt, ſich dieſerhalb mit dem Befrachter bei Bedingung 
der Fracht zu einigen. 

Berlin, den Löten September 1822. 


use 8.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt von Hardenberg, von Bülow. 


